Alle Macht den vernetzten Plena! 

Ein Beitrag zur Organisationsfrage 

Von Andreas Görg 

Dieser Text dient der Nachbearbeitung einer Thematik, die bei Transversal zwar immer wieder angesprochen, aber nicht wirklich behandelt wurde. Oliver Marchart hat mit der laclauschen Wendung vom "leeren Ort der Partei" Assoziationen geweckt, die zwar von anderen ReferentInnen schlagwortartig aufgegriffen, aber nicht weiter kanalisiert wurden. Gini Müller hat darauf hingewiesen, dass viele, die bei Transversal am Podium und (stundelang geduldig) im Publikum gesessen sind, es auf stundenlangen Plena nicht aushalten würden. Die Organisationsfrage wurde von den ReferentInnen stets nur blitzlichthaft angesprochen, um dann wieder im Dunkeln gelassen zu werden. In dieses Dunkel soll der folgende Artikel etwas diskursives Licht bringen. 

Die Wahl der Organisationsform ist eine wesentliche Determinante für jeglichen Handlungsinhalt. Spezielle Inhalte brauchen spezielle Organisation. Wenn in der Auswahl der Organisation schon Hierarchie und Herrschaft angelegt sind, dann wird sich das durch etwaige gegenteilige inhaltliche Ambitionen niemals wettmachen lassen. Daher gilt: An ihrer Organisation sollst du sie erkennen. In politischer Hinsicht ist v.a. zu beachten, wo und wie die Entscheidungen getroffen werden. Die Fragen der Organisation sind gleichsam die Basics des politischen Handelns. Die folgenden Abschnitte widmen sich der Reflexion dieser Basics. 

Die Partei (neuen Typs)

Die Form der parlamentarisch repräsentativen Demokratie samt dem theoretisch freien Mandat der Gewählten mag ja historisch gegenüber Feudalismus und Absolutismus ein Fortschritt gewesen sein. Aber den demokratischen Anspruch der Gleichsetzung von Normunterworfenen und Normsetzenden konnte dieses System nie einlösen. Das war von vornherein durch das repräsentative und das mehrheitsentscheidende Moment ausgeschlossen. Über die kühne Konstruktion eines kollektiven Willens wird die Erstreckung der Normwirkungen auch gegenüber jenen gewährleistet, die nicht repräsentiert sind bzw. einfach überstimmt werden. Die Krise der parlamentarisch repräsentativen Demokratie wird heutzutage in den reichen Ländern durch die Zunahme der nicht repräsentierten Gruppen in der Gesellschaft (insb. MigrantInnen) verschärft. Parallel dazu erfolgt die graduelle Ausschaltung des Parlamentarismus überhaupt. Das freie Mandat wird allerorten durch Klubzwänge gebändigt. Die Mehrheit der sich selbst über die etablierten politischen Strukturen reproduzierenden Kaste der RepräsentantInnen repräsentiert aufgrund des Klubzwangs abgesehen von einem Abstimmungsverhältnis eigentlich nix mehr. Die RepräsentantInnen werden zum verlängerten Arm der bürokratischen Apparate, deren Übermacht durch die Prozesse der Trans- und Supranationalisierung ebenso wie durch den allumspannenden Sicherheitsdiskurs verstärkt wird. Gleichzeitig bilden die medienabhängigen RepräsentantInnen ein Relais zwischen den staatlichen Bürokratien und den Bürokratien (dem Management) der privaten Konzerne, die ihre Wirtschaftsmacht in Medienmacht und Wahlspenden ummünzen, soferne sie nicht unmittelbar via Korruption Einfluss auf die staatlichen Bürokratien nehmen können. Solchermaßen entzieht sich das hegemoniale Arrangement dem demokratischen Prinzip immer weiter. 

Trotzdem wird die Farce der repräsentativen Demokratie weiter bedient. Und zwar deshalb, weil das hegemoniale politische System für sich Zustimmung über die zu Wahlen antretenden Partei organisiert. Die Partei ist zweifache Organisationsinstanz. Einerseits organisiert sie Zustimmung für bestimmte Interessen einer hegemonialen Fraktion. Die jüngere Geschichte mit dem sichtbaren Aufstieg der politischen one man shows (ganz selten one woman shows) genauso wie die plötzliche Implosion der bürgerlichen democracia christiana in Italien deuten darauf hin, dass Parteien zuallererst Projektionsflächen und Logos bereitstellen. Die Positionierung der Parteien als Sammelbecken erfolgt v.a. über das Ressentiment. Das Bedienen von Ressentiments (inklusive Bedrohungsszenarien) ist die beste Methode, um Gefolgschaft zu erzeugen. Die solchermaßen organisierte Zustimmung definiert sich negativ über das, wogegen die Zustimmenden eine emotionale Abneigung empfinden. Über diese hochgradig subjektkonstituierenden negativen Emotionen werden sehr stabile emotionale Bindungen zu den das moralisch Untersagte artikulierenden Führungspersönlichkeiten hergestellt. Zugkräftig und dementsprechend in Wahlkämpfen dominant sind derzeit folgende Ressentiment-Motive: Nazis/ RassistInnen/ AntisemitInnen
, "Ausländer"/ Drogendealer/ TerroristInnen/ "Juden", Linke (inkludiert lustigerweise SP und Grüne)/ Homosexuelle. Weiter hinten in der Ressentimentskala rangieren UmweltverschmutzerInnen und BetreiberInnen von "Tier-KZs"
. Abgesehen vom Ressentiment bleibt die Gefolgschaft praktischerweise passiv und überlässt die Struktursetzungen der Parteispitze. 

Die hierarchisch organisierten Parteiapparate haben dagegen aufgrund realer Ineffektivität kaum noch die Funktion, WählerInnen zu werben. Die zweite wesentliche Organisationsfunktion der Partei ist vielmehr die Rekrutierung von FunktionärInnen. Diese haben nach wie vor eine zentrale Funktion. Sie besetzen die staatlichen Stellen in Bürokratie und Regierung. ParteifunktionärInnen sind dazu da, um Posten zu besetzen, d.h. im Inneren des hegemonialen Gefüges Stellungen für die eigene Fraktion zu errichten und zu halten. Die Verschiebung der Effektivität der Propagandamittel bewirkt, dass die Entwicklung des Parteiapparats nicht mehr notwendigerweise mit der Machtentwicklung einer Partei kongruent geht. Bei rascherem Prozentzuwachs bzw. plötzlicher Regierungsbeteiligung entsteht für die Partei ein Bedarf an "QuereinsteigerInnen", wie das insbesondere anhand der vielen "frischgfangten" FPÖ-FunktionärInenn auf allen gremialen Ebenen zu beobachten ist. Umgekehrt bedeuten starke Stimmeneinbußen und Verlust der Regierungsposition für einen Parteiapparat magere Zeiten. Schwarzblau hat eine Anlaufphase gebraucht, aber nach 2 Jahren Regierung haben sie mit dem Zauberwort "Umstrukturierung" eine Möglichkeit gefunden, wie sie in der zählebigen pragmatisierten Bürokratie und auch in der Justiz ihre ParteigängerInnen rascher als durch Pensionierungen in die besserbezahlten und entscheidungsmächtigeren Positionen befördern können. 

Trotz dieser allesamt bedenklichen Funktionen von Partei als Organisationsform innerhalb der Hegemonie gibt es immer noch Stimmen, die "eine Partei neuen Typs" gründen wollen. Das hat old Lenin auch schon probiert.
 Was dabei rauskommen kann, wenn ein neuer bürokratischer Machtapparat einen alten einfach radikal und ohne gesellschaftliche Gegengewichte ablöst, hat er selbst noch erlebt, als Stalin ihn im Altersheim durch den Geheimdienst de facto gefangengesetzt und bis zu seinem Tod von allen politischen Kontakten abgeschnitten hat. Alljene, die mit einer Partei neuen Typs die Macht ergreifen und eine bessere Welt errichten wollen, haben sich den eigenen Fallstrick schon hingelegt. Dass solches Gedankenschlecht noch immer weit verbreitet ist, liegt einerseits am berechtigten Hass gegen das bestehende, übermäßiges Leid produzierende System. Zweitens spielt sicherlich auch das Moment der Geschichtsschreibung der "SiegerInnen" eine Rolle, weil die postrevolutionär (nicht selten revolutionsliquidierend) machtergreifenden Parteien neuen Typs halt immer aus Legitimationsgründen die vorangegangenen Revolutionen auf ihre Fahnen geschrieben haben. Und drittens spiegelt sich in solchen Parteiträumen auch ein genuines Interesse der oppositionellen Intellektuellen, die ihre Situation durch Mutation zu einer neuen Staatselite doch erheblich verbessern könnten. Mit der Rede von der ominösen zu mobilisierenden Basis stilisieren sich die Redenden zur Avantgarde. Basis und Avantgarde (organisiert in der Partei) ist diesselbe Dichotomie wie Volk und Führer. Stets geht es um das Auseinanderfallen einer irgendwie doch dummen und anzuleitenden "Masse" und einer doch begabteren und zur Anleitung der anderen berufenen "Elite". Natürlich immer zum höheren Wohle der Gemeinschaft. 

Großkundgebungen 

Dass uns die Partei neuen Typs derzeit erspart bleibt,
 ist wohl auf die Stabilität des hegemonialen Arrangements zurückzuführen. Immerhin wird das Potential für eine Partei neuen Typs regelmäßig auf Großkundgebungen
 ausgelotet. Die politischen Intellektuellen rufen eine diffuse Gefolgschaft zusammen, die neuerdings den Namen "Zivilgesellschaft" trägt. Dabei zeigt sich dann wiederum die Dominanz der hegemonialen Kräfte: Wenn SP und Gewerkschaften ihre Gefolgschaft nicht zu solchen Veranstaltungen mobilisieren, ist die TeilnehmerInnenzahl eher klein; jedenfalls zu klein für eine Partei neuen Typs. Die Großkundgebungen bekommen dadurch eine eigenartige Widersprüchlichkeit: Sie sind Gefolgschaftsspektakel, ohne dass sich jemand zur Repräsentation der versammelten Gefolgschaft aufschwingt. Obwohl sie naturgemäß darin enden, dass sich alle an der Veranstaltung Beteiligten auf die Schultern klopfen und sich in Publikumszählereien ergehen, ist es doch letztlich relativ egal, wieviele Personen wirklich zur Kundgebung kommen. 

Wenn die Großkundgebungen nicht für ein Kräftemessen zwischen den hegemonialen Fraktionen benutzt werden, dann können sich durchaus positive Effekte ergeben. So ist es in den letzten Jahren den antirassistischen Gruppen gelungen, den neuen Slogan "Gleiche Rechte für Alle"
 und MigrantInnen als SprecherInnen auf solchen Großkundgebungen
 auf die Bühnen zu bringen und damit zu zeigen, dass es auch unter rassistisch Diskriminierten eine politische Elite gibt, die einigermaßen gleichberechtigt mit der nicht rassistisch diskriminierten Elite auf der Bühne stehen kann. 

Der Pferdefuß bleibt allerdings die organisatorische Struktur von Großkundgebungen. Diese ist auf eine äußerst passiv-konsumierende Partizipation im Rahmen eines klar definierten elitären Modells von SprecherInnen und ZuhörerInnen angelegt. Die Teilnahme an solchen Kundgebungen rechtfertigt sich daher nicht so sehr durch den symbolischen Effekt, der sich aus der Besetzung von Sprechpositionen durch rassistisch diskriminierte Personen ergibt. Viel wichtiger sind die aktivistischen Auseinandersetzungen im Vorfeld solcher Kundgebungen, die zu führenden Diskussionen, das Streiten um die weitestgehende Enthierarchisierung und Relativierung der in der Zusammenarbeit bestehenden ungleichen Machtverhältnisse. Die Kundgebungen sind dann letztendlich nur Gradmesser und Ausdrucksform der Machtverhältnisse in einer politischen Szene und deren diskursiver Ausstrahlung. 

Volksbegehren 

Auch bei den in politisch aktiven Kreisen nicht ganz unbeliebten Volksbegehren geht es letztlich um Gefolgschaftsinszenierungen. Der Akt der Unterschrift am Bezirksamt geschieht in völliger Vereinzelung.
 Das politische Agieren auf Basis des zahlenmäßigen Ergebnisses eines Volksbegehrens wird wiederum den jeweiligen InitiatorInnen überlassen. Aufgrund der formalen Hürden (10.000 Unterschriften am Bezirksamt oder vor NotarIn, um überhaupt ein Volksbegehren einzuleiten) ist es noch wesentlich schwieriger, eine ausreichende Zahl von Menschen zu mobilisieren, weshalb bei Volksbegehren gegenwärtig noch in viel stärkerem Ausmaß ein Gelingen von der aktiven Mitwirkung von Parteien und Gewerkschaften abhängt. Diese Abhängigkeit führt dazu, dass es bei einem Volksbegehren viel weniger Spielräume für die Auseinandersetzung mit den unterstützenden Parteien gibt, als beispielsweise vor einer Großkundgebung. Mit der tatkräftigen Mobilisierung von SP und Gewerkschaften ist nicht zu rechnen, wenn die Inhalte des Volksbegehrens nicht auf Parteilinie sind. Wenn von der Parteilinie abgewichen wird, zieht sich die Partei zurück und lässt das Volksbegehren einfach sterben. Dementsprechend halten sich auch die positiven Effekte von Volksbegehrens-Initiativen durch sich eventuell entzündende Diskussionen in Grenzen. Wenn es den InitiatorInnen gelingt, einen attraktiven, diskursiv ausstrahlenden Konflikt zu inszenieren, so muss sich dieser stets im Rahmen des hegemonialen Parteienstreits halten.
 Die Form des Volksbegehrens bleibt auch abgesehen von ihrer institutionalisert harmlosen Ausgestaltung organisatorisch in das Gefolgschaftsmodell eingepasst. Wie bei einem Strohfeuer wird dementsprechend nach Volksbegehren wieder zur Tagesordnung übergegangen. Aufgrund der Abhängigkeit von der Gefolgschaftsmobilisierung der Parteien eignet sich auch die politische Arbeit im Vorfeld von Volksbegehrens nicht so sehr für die aktivistische Tätigkeiten.

Aktivismus 

Der Unterschied zwischen der Mobilisierung von Gefolgschaft oder der Mobilisierung von AktivistInnen ist geradezu paradigmatisch und äußert sich in jedem kleinen Schritt der politischen Arbeit. Die Mobilisierung von AktivistInnen geschieht über die Einladung zur Gestaltung von und Teilnahme an gemeinsamen Aktionen, die in irgendeiner Form auf ein Problem hinweisen und eine Veränderung intendieren bzw. diese Veränderung gleich selbst in die Hand nehmen. Unter AktivistInnen sind mE nicht nur jene zu subsummieren, die in NGOs und/oder politischen Gruppen aktiv sind. Das sind die organisierten AktivistInnen. Der Personenkreis, der sich spontan immer wieder um Struktursetzungen im Zusammenleben bemüht - in der Hausgemeinschaft, auf der Straße, im Betrieb, in der "Freizeit", wo halt die Kacke grade am Dampfen oder sonst irgendwie Hand anzulegen ist – geht weit über den Kreis der organisierten AktivistInnen hinaus. Dementsprechend groß ist auch das mobilisierbare aktivistische Potential. AktivistInnen sind Leute, die sich um soziale Angelegenheiten kümmern, und zwar mal ganz unabhängig davon, welchen Ideologien bzw. Glaubensrichtungen sie anhängen. AktivistInnen kümmern sich um soziale Angelegenheiten mehr oder weniger stringent im Sinne ihrer Ideologie bzw. Glaubensrichtung, d.h. sie wählen sich auch ihr Aktivitätsfeld bzw. ihren besonderen Fokus über ihre Ideologie bzw. Glaubensrichtung. Umgekehrt beeinflusst ihre aktivistische Erfahrung ihre Ideologie bzw. Glaubensrichtung. Manche AktivistInnen sind dauernd aktiv, manche nur hie und da, manche sind aktivierbarer als andere. Obwohl mensch in "normalen" Zeiten immer wieder dieselben Leute trifft, ist der Kreis der AktivistInnen nicht definitiv abgrenzbar. Vielmehr unterliegt der Aktivismus historischen Konjunkturen. 

In der Geschichte kommt es hie und da zu Konjunkturen, in denen wesentlich mehr AktivistInnen rund um dieselbe soziale Konfliktlinie aktiv werden. Dies deshalb, weil ein sozialer Konflikt von vielen AktivistInnen als so wichtig empfunden wird, dass sie jetzt aktiv werden bzw. alle anderen Belange einstweilen zurücktreten und warten können. In solchen Zeiten (z.B. Februar 2000 in Österreich) entstehen z.B. große Demonstrationen wesentlich spontaner d.h. der Mobilisierungsaufwand verteilt sich viel besser und die Aufnahmebereitschaft für bestimmte Inhalte ist eher gegeben. Wenn die diskursive Hochkonjunktur dieser einen Konfliklinie wieder abflaut, sinkt das Niveau des Aktivismus nicht im selben Maße. Vielmehr zerstreuen sich die aktivistischen Energien wieder in das Gewirr der diversen anderen sozialen Konfliktlinien und die AktivistInnen gönnen sich bis zur nächsten aktivistischen Hochkonjunktur wieder mehr Ruhe. 

Das Aktivierte besteht v.a. in (unbezahltem und unabhängigem) Arbeitseinsatz. Die Mobilisierung anderer Ressourcen (Geld, Ausrüstung, Räumlichkeiten) beschränkt sich auf das, was zur Effektivität des Arbeitseinsatzes notwendig ist. Die aktivistische Selbstausbeutung mündet nicht in einen ökonomischen Mehrwert. Wenn Geld gesammelt wird, so wird es (ev. mit zeitlicher Verzögerung) doch wieder für die aktivistische Arbeit verwendet. Der Neoliberalismus ist nicht zuletzt deshalb ein effektives hegemoniales Strategem, weil er die Menschen zur Selbsterhaltung mit Arbeit überhäuft und solchermaßen die Verfügbarkeit von aktivistischem Arbeitseinsatz einengt.
 Dementsprechend verlangt Aktivismus unter neoliberalen Verhältnissen tendenziell noch mehr Konsumverzicht und Reduktion der Lebenshaltungskosten, um den ökonomischen Würgegriff nicht zu eng werden zu lassen. 

Das Plenum 

Für AktivistInnen stellt sich die Organisationsfrage relativ banal, nämlich wie die unbezahlte und unabhängige Arbeitskraft der AktivistInnen an einer bestimmten sozialen Konfliktlinie effektiv gebündelt werden kann. Die Organisationsstrukturen müssen so beschaffen sein, dass sie für AktivistInnen, die in ruhigen Zeiten nur peripher bis gar nicht mit einer bestimmten Konfliktlinie befasst sind, in Zeiten von deren Hochkonjunktur offen und attraktiv sind. Es geht dabei nicht um den Aufbau von Macht für eine Organisation (Mitgliederwerbung, Mitgliedsbeitrag, Stärkung der Repräsentationsfunktionen) sondern um den Aufbau von Macht in einem bestimmten Konflikt. Darüber hinaus geht es darum, das Aktivitätsniveau ständig zu erhöhen und damit eine mit den hegemonialen politischen Strukturen inkompatible Gegenmacht zu erzeugen,
 welche die Hegemonie ständig herausfordert und deren Machtwirkungen ausbalanciert bzw. in revolutionären Situationen sogar abschneidet und übertrumpft. 

Die aktivistische Organisation muss freiwillige Zusammenarbeit organisieren. Daher müssen die freiwillig Zusammenarbeitenden die Möglichkeit haben, an jenen kollektiven Planungs- und Entscheidungsprozessen mitzuwirken, die ihren Arbeitseinsatz betreffen. Andernfalls setzen sie ihre Kreativität nämlich sehr bald bei einer anderen Gruppe ein oder ziehen sich wieder in die Vereinzelung zurück. Planungen und Entscheidungen passieren daher notwendigerweise v.a. in offenen Plena. 

Plena sind gruppendynamisch sehr komplizierte Settings. Zwar gibt es keine formale Hierarchie, aber es gibt fast immer eine Kerngruppe von Alteingesessenen, die sich bewußt oder unbewußt in ihren Kommunikationen die Bälle zuschupfen. Aus der Diskrepanz zwischen formaler Gleichheit und informeller Hierarchie können wiederum Unzufriedenheiten und Rückzugstendenzen insbesondere bei den neueren Gruppenmitgliedern resultieren, weil es den Anschein hat, dass das Kernteam eh alles selber erledigen kann. Bei großen Plena empfiehlt sich daher nicht nur aus arbeitstechnischen sondern auch aus gruppendynamischen Erwägungen die Einrichtung von Arbeitsgruppen, denen bestimmte Aufgaben nach Plenumsbeschluss delegiert werden bzw. die dem Plenum Vorschläge unterbreiten und somit inhaltlich zuarbeiten. Mit der Aufteilung in Arbeitsgruppen ist allerdings immer auch die Möglichkeit verbunden, dass sich eine Arbeitsgruppe selbständig macht und zum eigenen Plenum mutiert. Dies geschieht tendenziell dann, wenn eine Arbeitsgruppe mit der Bearbeitung einer speziellen Konfliktlinie beauftragt wird. Eine solche Entwicklung ist prinzipiell positiv, weil sich daraus wieder Aufnahmekapazitäten und neue Anknüpfungspunkte für die Einbeziehung weiterer AktivistInnen ergeben. 

Im Plenum wird nicht abgestimmt, weil Mehrheitsentscheidungen wiederum ein Grund sind, warum sich überstimmte AktivistInnen entfernen. Mehrheitsentscheidungen verhindern Auseinandersetzung. In Gruppen und Gremien, wo Mehrheit herrscht, ist regelmäßig zu beobachten, dass es kaum ein Eingehen auf die Argumente anderer gibt. Argumentation wird zum Kasperltheater. Die Suche nach kreativen Lösungen wird in erster Instanz durch die Entscheidungsstruktur und erst in zweiter Instanz durch eine herrschende Mehrheit unterbunden. Dies zeigt sich insbesondere in Gruppen, die sich auf Mehrheitsabstimmungen einigen, bevor die Mehrheitsverhältnisse sichtbar werden. Vielmehr entscheidet das Plenum im Konsens. D.h. Entscheidungen sind laufend und solange angreifbar, bis niemand mehr etwas gegen eine kollektiv zu tragende Vorgehensweise einzuwenden hat. Wenn das nicht gelingt, kommt es nach einer Phase der Lähmung zur Spaltung des Plenums in 2 oder mehrere Gruppen. Für die AktivistInnen ist Spaltung immer noch besser, als wenn die Aktivitäten laufend verhindert werden oder nur mehr im Rahmen des kleinsten gemeinsamen Nenners ablaufen. Das Konsensmodell führt dazu, dass sich die Interessenkonflikte mit den Gruppengrenzen decken. Das Konsensprinzip verhindert somit, dass eine Gruppe zum Sammelbecken wird und sich Richtung Partei entwickeln kann. 

Aufgrund der mit dem Konsensstreben verbundenen Notwendigkeit zur Argumentation (die in hierarchischen Arbeitsverhältnissen wegfällt) sind Plena oft sehr zeitaufwendig. Mit Arbeitszeit als wesentlichster Ressource werden jene an den Rand gedrängt, die in "normalen" Zusammenhängen andere (v.a. finanzielle) Ressourcen einsetzen können, um in kollektive Entscheidungsprozesse lenkend einzugreifen.
 Der negative Effekt der Zeitaufwendigkeit ist, dass die strukturelle Benachteiligung von Frauen bei den zumeist abendlichen Plena voll zum Tragen kommt bzw. noch verstärkt wird, woraus eine dominant männliche Zusammensetzung der meisten Plena resultiert. Umso wichtiger ist es, dass auf den Plena männliches Dominanzverhalten tunlichst thematisiert und hintangehalten wird. 

Der Zeitaufwand bei der Abstimmung der gemeinsamen Arbeit führt nicht selten dazu, dass die Freude am kreativen Schaffen beeinträchtigt wird. Manchmal kommen Arbeitsteams dann auf die Idee, das Plenum zu verlassen und überhaupt nur mehr im kurzfristig jedenfalls effizienteren kleinen Kreis zu arbeiten, sich also als Gruppe zu schließen. Dieser Entschluss bringt jedoch gravierende Nachteile mit sich: Ohne die Anbindung an offene Organisationsstrukturen verlieren diese Arbeitsteams ihr primäres Multiplikationsfeld. Sie setzen sich der Gefahr der personellen Austrocknung aus, werden von den offenen Gruppen als arrogant wahrgenommen, womit ihre Aktionen an Legitimität verlieren. 

Darüberhinaus gibt es auch aktivistische Gruppen, die an einem gemeinsamen Projekt arbeiten, ohne dass es kollektive Entscheidungsmechanismen gibt. In dieser Situation resultiert eine Arbeitsform, die mit dem Schlagwort "Adhocarchie" bezeichnet werden kann. Alle Gruppenmitglieder tragen zum gemeinsamen Projekt so bei, wie sie es gerade für richtig erachten. Daraus resultieren in kurzen Abständen so lange heftige Konflikte, bis das Projekt von den AktivistInnen entweder überhaupt aufgegeben wird, oder sich diejenigen, die sich noch nicht zurückgezogen haben, auf kollektive Entscheidungsmechanismen einigen. Bei indymedia.at hat dieser Prozess von der Adhocarchie zur Vereinbarung von kollektiven Entscheidungsmechanismen fast ein Jahr gedauert. 

Wohlgemerkt liegt die Hauptaufgabe der Plena derzeit im Organisieren von politischen Konfrontationen d.h. in der Artikulation einer Interessenposition samt Nötigung eines politischen Gegenüber zu einer Reaktion. In Phasen mit geringeren Konfrontationschancen zeigt sich in Plena oft die Tendenz, dass die Artikluation der Interessenposition gleichsam ohne Gegenüber fortgesetzt wird. Die Energien der AktivistInnen richten sich in diesem Fall nach innen, was nur allzu leicht zu müßigen Diskussionen, zu Realitätsverlust und einer abgehobenen Intellektualisierung samt rapider Schrumpfung des AktivistInnenstandes führen kann.

Um Flautenplenas und die damit verbundenen Gefahren zu vermeiden, sind manche Gruppen dazu übergegangen, sich überhaupt als Labels zu präsentieren. Hat ein Label (z.B. Kein Mensch ist illegal, Gettoattack) einmal eine klare inhaltliche Stoßrichtung entwickelt, kann es relativ leicht dezentral und ohne Anbindung an ein Plenum Verbreitung finden. Die Signalwirkung des Labels macht schon einen Gutteil der Positionierung in der Konfrontation aus. Durch die Dezentralisierung kann das Potential jener Personen für die politischen Konfrontationen fruchtbar gemacht werden, die Plena für eine Zeitverschwendung halten oder aus anderen Gründen nicht mehr im organisatorischen Kern tätig sein wollen oder können. Mit Labels kann auch gut eine Camouflage der eigenen Stärke stattfinden. Dennoch bedürfen auch die Labels der dahinterstehenden Organisation, damit Konfrontationen über ein einzelkämpferisches Niveau hinauskommen. Die Mängel der Organisationsform Plenum lassen sich durch die Dezentralisierung und Verteilung der Knotenpunkte im Netzwerk teilweise aufheben. 

Das Netzwerk 

Plena können heutzutage nicht mehr unabhängig von Netzwerken betrachtet werden. Das Netzwerk verbindet die Plena und Arbeitsgruppen im Gewirr der Konfliktlinien. Das Netzwerk besteht zunächst aus Kommunikationsstrukturen, über die Nachrichten über soziale Konfliktlinien rasch verbreitet werden können. Netzwerke hat es zwar immer gegeben, aber seit 1998 ist durch die Entwicklung im Bereich der elektronischen Medien auch für Netzwerke eine neue Hochkonjunktur entstanden. AktivistInnen sind aufgrund der technischen Entwicklung und Verbreitung des internetfähigen Computers in die Haushalte in der Lage, größere Nachrichtennetzwerke aufzubauen. Weltweit eindruckvollstes Beispiel für ein solches Kommunikationsnetzwerk ist indymedia. Die Geschwindigkeit, mit der sich dieses Netzwerk seit den Protesten von Seattle gegen die WTO im November 1999 verbreitet hat, ist einigermaßen atemberaubend. Mittlerweile kann von so etwas wie globaler alternativer Öffentlichkeit gesprochen werden, die auch CNN zu einer Änderung der Berichterstattung z.B. über Proteste und Polizeibrutalität zwingen kann. Die neuen Möglichkeiten der Diskursproliferation sind nicht hoch genug einzuschätzen. 

Die Gruppen funktionieren in sich selbst wie Netzwerke. Jede Gruppe hat heutzutage ihre eigene mailinglist, über die Entscheidungen zwischen und abseits des Plenums hergestellt werden können. Damit können wesentlich mehr Personen eingebunden werden, als tatsächlich zu den Plena erscheinen. Vernetzung bedeutet Aufbau von offenen Kommunikationsstrukturen und deren kapilare Verbreitung zwischen Plena und Arbeitsgruppen, woraus wiederum Kooperationen resultieren können. Jede aktivistische Organisation, die sich in ein größeres Nachrichtenkanalsystem einklinkt, bildet einen Knoten im Netzwerk. Der einzelne Knoten bezieht seine arbeitsteilige Funktion und Legitimation einerseits dadurch, dass er die Arbeit an einer Konfliktlinie organisiert und andererseits dadurch, dass er die Resultate dieser Konfrontationsarbeit in das Netzwerk einspeist. Dadurch betreibt der Knoten diskursive Arbeit zur Formierung einer Interessenposition. Der Sinn der Konfrontation ist die Lösung alter Bindungen und Schaffung neuer Gemeinsamkeiten zur Verschiebung der Kräfteverhältnisse. Die Vernetzung sorgt dafür, dass die einzelnen Plena nicht isolierte kleine Gruppen bilden, sondern Teil einer Bewegung sind. 

Die personellen Ressourcen können je nach Konfliktkonjunktur zwischen den Knotenpunkten hin und herwandern. Wenn in dem einen Konflikt gerade Ruhe herrscht, können sich die Kräfte auf einen anderen Knotenpunkt konzentrieren, an dem es gerade heiss hergeht. Das Netzwerk schafft Synergien dadurch, dass die Organisationen sich wechselseitig über ihre Aktivitäten informieren, womit einerseits Doppelgleisigkeiten vermieden werden und andererseits Personalressourcen sehr effektiv an den Brennpunkten quasi nomadisch/mobil zum Einsatz kommen können. 

Die herkömmliche Form der Organisierung rund um eine Rechtsform (Verein, Partei) wird dadurch überflüssig, dass es für die einzelne Organisation kaum nennenswerte materielle Ressourcen bereitzustellen bzw. zu verwalten gibt. Die Ressourcen sind im Netzwerk verteilt und können bei Bedarf fokussiert zum Einsatz kommen, ohne dass eine Gruppe im engeren Sinn über sie verfügt. Die Aktivitäten der einzelnen Gruppen funktionieren fast ausschließlich auf der Basis von Arbeitskraft. Geld wird fast keines benötigt.
 Die in einem bestimmten Konflikt aufgebaute Macht eines Knotenpunktes im aktivistischen Netzwerk ist stets nur eine konstituierende Macht, da im Konflikt die Energien verschiedener Netzwerkknoten zusammenfließen. Diese konstituierende Macht ist nomadisch und zerfällt wieder mit dem Abflauen des Konflikts.
 Übrig bleibt der Diskurs über den Konflikt in Form der Geschichtsschreibung im Netzwerk und im kollektiven Gedächtnis der AktivistInnen. 

Das Netzwerk ist aber auch ein Instrument, um das Aktivitätsniveau ständig zu erhöhen. Gruppendynamisch stoßen die Plena an relativ enge Grenzen. Einen Ausweg bietet das Netzwerk, in dem relativ leicht neue Gruppen ins Leben gerufen werden können, die wiederum Andockpunkte für die Organisierung von neuen AktivistInnen bereitstellen. 

Die 3 Momente Vernetzung, Diskursformation und politische Konfrontation müssen ineinandergreifen, damit eine politische Strömung an Stärke gewinnen kann. Der Zuwachs an politischem Gewicht geschieht durch ein regelrechtes Aufschaukeln der eigenen Macht im Verhältnis zu einem politischen Gegenüber, das wiederum durch Auflösung der alten Bindungen an Kraft verliert. Wenn ein Moment fehlt, etwa weil die Arbeitskraft nicht ausrecht, um alle 3 Momente zu bedienen, gerät die Strömung ins Stocken. Wenn ein Moment fehlt, verlieren die anderen beiden Aktionsfelder über kurz oder lang die Perspektive. Netzwerke bieten den Vorteil, dass die Arbeit dort konzentriert werden kann, wo es gerade zu Stockungen kommt. 

Interne Konflikt-"Lösung" 

Soferne es ein Konsenserfordernis gibt, endet dieses an den Grenzen des Plenums. Im Netzwerk können sich Gruppen, die eine bestimmte Vorgangsweise nicht gut finden, einfach zurückhalten. So wird politische Initiative nicht vollkommen gebremst.
 Wie oben schon angesprochen, bewirkt das Konsenserfordernis eine Aufsplitterung der Interessen in kleinere Gruppen, was aus Sicht der einzelnen Gruppe (bzw. aus einer Parteilogik heraus) zumindest kurzfristig Schwächung bedeutet.
 Aus der Sicht eines wachsenden Netzwerks bietet eine solche Aufsplitterung jedoch Vorteile: Nicht nur werden die gruppendynamischen Einheiten verkleinert und damit neue Plätze für andockende AktivistInnen in den Gruppen frei. Durch neue Gruppen werden auch neue Fronten gegen die hegemoniale Ordnung eröffnet, die keinen archimedischen Punkt, keinen Palast, keine Königsfamilie mehr hat, somit nicht physisch konzentriert angreifbar ist und gestürzt werden kann. Vielmehr passiert effektive Herausforderung des hegemonialen Arrangements nur durch die Vielzahl der Kämpfe. Voraussetzung ist nur, dass die Gruppen in entscheidenden Situationen wieder zusammenfinden und zu gemeinsamen Aktionen beitragen können. Die Gruppen bleiben durch die laufenden Aufspaltungen arbeitsfähig. Soferne die Aufspaltungen nicht zur kompletten Isolation und Nichtkooperation mit einer Gruppe oder zur Spaltung des gesamten Netzwerkes führen, sind sie daher als sinnvoll zu betrachten. 

Dennoch nehmen Eitelkeiten, Eifersüchteleien und Organisationschauvinismus bisweilen bedenkliche Formen an. Zu den inhaltlichen Grenzen und Differenzen zwischen den Gruppen treten jene Gräben hinzu, die aufgrund von "persönlichen" Auseinandersetzungen entstanden sind. Es gibt vielfache Konkurrenzen in den Gruppen, die meistens nicht bewußt reflektiert werden. Ebensowenig werden die persönlichen Motivlagen für das politische Engagement reflektiert, was insbesondere dann für Missmut sorgt, wenn Personen ein außergewöhnliches Geltungsbedürfnis an den Tag legen. Durch Konkurrenzen und Organisationschauvinismen werden Grenzen der Zusammenarbeit schon in deren Vorfeld aufgezogen. Viel zu selten finden in den Gruppen Selbstreflexionen bezüglich der Gruppendynamik statt. Die Abstoßungsreaktionen des Netzwerks bzw. zwischen Netzwerken sind aber auch inhaltlicher Natur, wie z.B. an der Antisemitismusdiskussion
 nachvollziehbar wird. Knotenpunkte werden isoliert dadurch, dass ihnen die Kooperation verweigert wird. Sei es weil der Stil des Plenums hierarchisch und/oder machistisch ist, sei es weil es organisationschauvinistische Dünkel gibt, sei es weil eine Gruppe die anstrengende Konkurrenz und den dauernden Streit zwischen einzelnen AktivistInnen nicht in den Griff bekommt. 

Die "Isolierung" mancher Gruppen und Personen im Netzwerk durch (meist nur vorübergehende) Kooperationsverweigerung ist allerdings nicht zu verwechseln mit deren Ausschluss. Die offenen Strukturen sind nicht dazu geeignet, Personen effektiv auszuschließen. Anders als in Vereinen mit gewählten Funktionen, Rechtsverbindlichkeiten und einem meist bescheidenen aber doch vorhandenen Vereinsvermögen werden die Konflikte in den offenen Strukturen ohne Rechtspersönlichkeit selten auf die Spitze getrieben. Wenn eine Person einer anderen aus dem Weg gehen will, dann wechselt sie tendenziell ohne lange Auseinandersetzung und entsprechender Lähmung der Gruppe zu einem anderen Plenum, in der Hoffnung, dass die andere Person dort nicht auch auftaucht. Ein solches Ausweichen wird im Rahmen des Netzwerkes möglich, wenn die sozialen Kontakte der ausweichenden AktivistInnen quer durch die verschiedenen Gruppen des Netzwerkes gehen und der Auszug aus einer Gruppe nicht gleichbedeutend ist mit dem Verlust sämtlicher oder doch wesentlicher sozialer Kontakte. Problematisch an diesem Verhalten ist allerdings, dass die Gründe für die Auszüge in den Gruppen selten aufgearbeitet werden. Die Auszüge passieren laufend. Manchmal sind sie endgültig, manchmal dauern sie nur ein paar Wochen. 

Dabei ist ein bedenkliches geschlechtsspezifisches Gefälle zu beobachten: Frauen, insbesondere wenn sie sich mit Sexismen bis hin zu Übergriffen (zumeist abseits der Plena) konfrontiert sehen, ziehen sich eher zurück. Für ein Plenum sind die Gründe für einen Auszug nicht gut erkennbar. Oft gibt es auch berufliche Verhinderungsgründe, Reisen, etc., die selten vorweg expliziert werden. Dementsprechend fällt ein Auszug z.B. aufgrund einer Belästigung abseits des Plenums tendenziell nicht auf, außer er wird am Plenum thematisiert, was ungerechterweise wiederum die Initiative den betroffenen Frauen abverlangt. Die Männer können bestenfalls durch demonstrativ antisexistisches Verhalten im Plenum dafür sorgen, dass die Thematisierung die betroffenen Frauen möglichst wenig Überwindung kostet. 

Dasselbe gilt für rassistisches, antisemitisches, behinderndes, homophobes, etc. Verhalten in den Plena bzw. seitens einzelner Gruppenmitglieder abseits des Plenums. Die Plena bilden die Angelpunkte eines sozialen Raums, in dem gesellschaftlich systematische Diskriminierungsformen prinzipiell geächtet sind, was ihre Thematisierung nicht unbedingt erleichtert, weil ein entsprechender Vorwurf in diesem sozialen Raum umso schwerer wiegt. Dementsprechend kann dieser trügerische Schutzraum zu einer Falle werden, in der die persönlichen Verletzungen im Fall eines diskriminierenden Verhaltens umso gravierender sind. Durch die Einsicht, dass AktivistInnen nicht wie durch ein Wunder von der Sozialisation in gesellschaftlich systematischen Diskriminierungsformen verschont bleiben, wird die Aufarbeitung nicht wesentlich begünstigt. Die systematischen Diskriminierungen brechen in den sozialen Zusammenhängen zwischen den AktivistInnen öfter hervor, als sie aufgearbeitet werden. Dementsprechend ist die Entwicklung einer Kultur der internen Konfliktlösung eine große Herausforderung und ein wesentliche Aufgabe der vernetzten Plena. Die vielfältigen Widersprüche und Probleme in den Plena und Arbeitsgruppen eignen sich für kollektive Lernprozesse in Richtung Demokratieverständnis, Emanzipation und Empowerment.
 

Die Tagesordnung 

Die Tagesordnung stellt üblicherweise das Gerüst einer politischen Veranstaltung dar. Vom kleinen Plenum bis zur großen Konferenz bildet die Tagesordnung eine Art Mikroorganisationsebene. Sie legt deren Ablauf fest. Wenn die Tagesordnung einer Veranstaltung festgelegt wird, so werden damit schon deren Funktionalität und deren Ziel definiert. Jegliche Intervention gegen die solchermaßen in Aussicht genommenen Ziele einer Veranstaltung richtet sich daher immer auch gegen die Tagesordnung. Dies zu übersehen, führt meist dazu, dass die Interventionsversuche schlicht übergangen werden, indem sprichwörtlich einfach zur Tagesordnung übergegangen wird. Der Intervention werden solchermaßen die intendierten Folgeaktivitäten abgeschnitten. Es lohnt sich daher, bei geplanten Veranstaltungen schon bei der Planung der Tagesordnung zu intervenieren und zu verhindern, dass die Tagesordnung im Vorfeld einer Veranstaltung bindend festgelegt wird. Vorschläge für eine Tagesordnung im Vorfeld sind wünschenswert, weil damit auch klar wird, was auf einem Treffen entschieden werden soll. Für die Ergänzung der Tagesordnung sollte immer am Beginn eines Treffens und auch noch laufend Platz sein, sonst wird die Tagesordnung zum Herrschaftsinstrument. Für die meisten kleineren Treffen genügt eine ad hoc durch Zuruf von allen Anwesenden zusammengestellte Tagesordnung. 

Wie wichtig die Organisation des Ablaufes ist, hebt Gilles Deleuze (1992, 44) hervor. Er meint, dass ein Parteitag stets wesentlich stärker durch die Tagesordnung als durch ideologische Anrufungen oder etwaige gewaltsame Tumulte geprägt wird. Aus der Erfahrung der Arbeit beim Austrian Network Against Racism lässt sich die Bedeutung von Tagesordnungen nur bestätigen. Als es im März 1999 zur Gründung von ANAR auf einem österreichweiten Treffen in Salzburg hätte kommen sollen, sind die KritikerInnen aufgestanden und haben ihre Standpunkte gut vorgebracht. Inhalt der Kritik war, dass verabsäumt wurde, die kleineren Organisationen und Vereine der MigrantInnen in das Netzwerk einzubeziehen und es wurde angeregt, dieses Versäumnis vor einer Gründung von ANAR nachzuholen. Diese Artikulation der Kritik an dem für sie vorgesehenen Platz "Diskussion" nach den Vorträgen der InitiatorInnen allein hätte jedoch die Gründung von ANAR an diesem Tag nicht verhindert. Erst indem sich die kritische Gruppe, die nicht einmal die Mehrheit auf dem Treffen repräsentierte, dagegen wehrte, nach dem Plenum in Arbeitsgruppen zu gehen, geriet die Tagesordung aus den Fugen und wurde alles im Plenum neu zwischen den anwesenden NGO-VertreterInnen neu und auf Konsensbasis verhandelt. Ergebnis war u.a., dass die Gründung von ANAR um 1 Jahr verschoben wurde und zwischenzeitlich autonome Regionalkreise ohne hierarchische Unterordnung unter eine Dachorganisation gebildet wurden, die die Aufgaben hatten, in ihrer Region noch mehr Organisationen für die Teilnahme am ANAR zu gewinnen. 

Einige Monate später, im November 1999, wurde das Wissen um die Wichtigkeit von Tagesordnungen nicht erst auf sondern schon im Vorfeld der erstmals stattfindenden Wiener Integrationskonferenz benutzt: Der wiener Regionalkreis von ANAR trat wenige Tage vor der Konferenz zu einer Sondersitzung zusammen, um eine alternative Tagesordnung zu entwerfen. Anlass dieser Initiative war die vom Wiener Integrationsfonds ausgesendete Tagesordnung zur Konferenz und der darin zum Ausdruck kommende Versuch der wiener Integrationsstadträtin, die Integrationskonferenz – mit 130 anwesenden und über 200 eingeladenen NGO-VertreterInnen das größte antirassistische Gremium in Österreich - als zahnlose Legitimationsveranstaltung für ihre Politik zu missbrauchen. Der Tagesordnungsentwurf von ANAR Wien unterschied sich in mehreren Punkten von jenem, den der Wiener Integrationsfonds an die NGOs ausgesendet hatte. Er wurde per email an die meisten an der Konferenz teilnehmenden Organisationen ausgesendet und landete umgehend beim Wiener Integrationsfonds. Dort löste die Anmaßung von ANAR Wien, für eine fremde Veranstaltung eine Tagesordnung zu entwerfen, Verärgerung und hektisches Treiben zur Rettung der alten Tagesordnung aus, was allerdings über weite Strecken nicht gelang. Durch diese initiale Frechheit und die Information der NGOs über einen alternativen Angelpunkt für den Ablauf der Konferenz wurde der Grundstein dafür gelegt, dass die ersten Wiener Integrationskonferenzen zu einem politischen Kampfplatz und einer Herausforderung für die Integrationsstadträtin umfunktioniert werden konnten. Hier wurden 2 Prozesse zusammengeführt, die eigentlich inkompatibel sind, nämlich die "basisdemokratische" Organisierung der migrantischen NGOs und das hegemoniale Gremiengefüge zur Verwaltung der "Integration". Aus dieser Konfrontation der inkompatiblen Organisationsformen ist ein politisches Moment mit einigem Zündstoff erwachsen. 

Verortung der Plena 

Zum Abschluss möchte ich eine Einschätzung der Bedeutung der vernetzten Plena im Kontext des politisch-institutionellen Gefüges versuchen. 

Die Plena bilden den realen organisatorischen Kern dessen, was hierzulande seit Februar 2000 als "die Zivilgesellschaft" bezeichnet wird. Diese Bezeichnung ist nicht nur wegen begrifflicher Schwammigkeit bis Verfehltheit zu kritisieren. Über den Begriff der Zivilgesellschaft wird den Plena auch ihr Platz im informellen politischen Raum zugewiesen, der dem formellen politischen Raum der repräsentierenden/repräsentativen Politik untergeordnet bleibt. Damit werden die politischen Positionierungen hegemonial stabilisiert. Damit wird eine andere Konzeption und das Potential der Plena verdrängt. Plena an sich sind eine Alternative zur Organisierung des Politischen insgesamt.
 Sie stehen am Rande oder sogar außerhalb des hegemonialen Arrangements. Sie sind ein Fremdkörper im System der parlamentarisch repräsentativen Demokratie. Sie beziehen die Legitimation für ihr politisches Agieren nicht aus einem (vielfach manipulierten und insgesamt zweifelhaften) Verfahren, das sie zur Vertretung eines Gefolgschaftsprozentsatzes bestellt. Sie heucheln keine volonté génerale. Sie betreten bzw. schaffen ihren politischen Raum ohne Legitimation. Sie behaupten ihre Legitimität aufgrund der Fehler der hegemonialen Ordnung. Sie greifen spezifische Interessen auf und suchen entsprechende Angriffspunkte, um diese Interessen durchzusetzen. Die Plena weisen einerseits über das hegemoniale System hinaus und sie sind gleichsam die Antikörper dieses Systems, dessen Krisen sich nicht zuletzt an den Konjunkturen einer solchen Antikörperproduktion nachzeichnen lassen. In diesen beiden Funktionen bilden die Plena ein Element der realen Gewaltenteilung. Sie funktionieren in diesem zweifachen Sinn als außerparlamentarische Opposition. Als solche stehen sie nicht nur in Konflikt mit Staat und Regierung sondern auch mit der parlamentarischen Opposition. 

Seit den 80er Jahren haben staatliche Verwaltung und Parteien verstärkt darauf hingewirkt, aus den politischen Gruppen der 70er Jahre NGOs zu formen, d.h. die unabhängigen Plena in subventionsempfangende rechtlich fassbare politisch harmlose Organisationseinheiten umzuwandeln. Je drastischer jedoch der Neoliberalismus trotz zunehmender Krise das Auffüllen der Subventionstöpfe verhindert, desto mehr unabhängige Plena entstehen neben den NGOs. Die Plena können wieder in jene politischen Auseinandersetzungen eintreten, welche die subventionsabhängigen NGOs nicht unbekümmert führen können. Dementsprechend entwickelt sich auch eine Arbeitsteilung zwischen Plena und NGOs.
 Am deutlichsten zeigt sich diese Entwicklung dort, wo die Krise der Diktatur der gemachten Mehrheit am augenscheinlichsten ist, nämlich im Feld des Antirassismus. In diesem Bereich hat die politische Aufmüpfigkeit in den letzten Jahren nach dem Durchtauchen der lichtermeerbedingten Flaute
 wieder deutlich zugenommen. Zwar kommen über die EU in jüngster Zeit verstärkt finanzielle Mittel für antirassistische Arbeit auf den Subventionsmarkt, aber diese Förderungen sind aufgrund der hohen Anlaufkosten und der hohen bürokratischen Formalhürden nur für jene Organisationen erreichbar, die ohnehin schon eine professionelle NGO-Struktur ausgebildet haben. Allenfalls können diese Förderungen Arbeitskraft aus den Plena abziehen, aber sie können die antirassistischen Plena nicht zähmen. Dazu würde es verstärkt niederschwellige Subventionen auf nationaler oder kommunaler Ebene brauchen, was aber aufgrund der nationalen Null-Defizit-Vorgaben nicht in Sicht ist. 

Die globale Entwicklung der neoliberalen Krise bildet den Boden, auf dem die vernetzten Plena je nach regionaler Ausprägung der Krise stärkeren Zulauf erhalten können. Von der Organisierung einer effektiven Gegenmacht und der Leistung eines wesentlichen Beitrags zur Redemokratisierung der Gesellschaft sind die vernetzten Plena zwar hierzulande weit entfernt. Anders als z.B. gegenwärtig in Argentinien bilden die vernetzten Plena im hiesigen lokalen Kontext Subkulturen und Szenen, die darauf drängen, in politischen Auseinandersetzungen eine Rolle zu spielen, was selten aber doch hie und da gelingt. Umgekehrt ist festzuhalten, dass die vernetzten Plena die hierzulande am weitesten verbreitete gelebte alternative Organisation des Politischen darstellen. Diese Organisationsform hat das Niveau ihrer Leistungsfähigkeit bereits im Anschluss an den Regierungswechsel im Februar 2000 unter Beweis gestellt und ist damit gleichzeitig auch an ihre Grenzen gestoßen. Diese Grenzen bestehen derzeit darin, dass sich die vernetzten Plena auf den Raum der politischen Konfrontationen beschränken und ihre Aktivitäten kaum in Richtung anderer Dimensionen des Sozialen (insbesondere nicht in Richtung Ökonomie) erweitern. Der Titel dieses Artikels "Alle Macht den vernetzten Plena" ist insoferne als Arbeitsauftrag zu verstehen. Erst wenn die vernetzten Plena in allen wichtigen Dimensionen des Sozialen ihre organisatorischen Knotenpunkte haben, werden sie in der Lage sein, die eigenen Bindungen zur bestehenden Ordnung zu lösen und ein tragfähiges organisatorisches Gerüst für alternative Lebensformen anzubieten. Ein solches Netzwerk muss v.a. für jene attraktiv sein, die durch die Leistungsverengung bestehender sozialer Institutionen gedrängt sind, neue Formen der kollektiven Organisierung ihres Lebens zu suchen. 
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� Dieser Ressentiment-Block kann mit dem Begriff "moralischer Antirassismus" charakterisiert werden. Dieses Motiv wird v.a. von SPÖ und Grünen benutzt. Es dient als wesentliche Differenzierungslinie gegenüber der FPÖ, auch wenn sich die Parteien in ihren rassistischen Struktursetzungen kaum unterscheiden. So hat die SPÖVP-Koalition in den 90er Jahren auf die Herausforderung durch die FPÖ mit dem offiziellen Motto "Gesetze statt Hetze" reagiert. Damit werden rassistische Artikulationen verurteilt, ohne jedoch auf rassistische Struktursetzung zu verzichten. 


Nebenbemerkung: SozialwissenschaftlerInnen, die Rassismus ausschließlich als "Diskurs" definieren, ohne auf die Verankerungen von Rassismus in den hegemonialen Strukturen (Nationalstaat, Kapitalismus) einzugehen, leisten dem moralischen Antirassismus Vorschub. 


� Bitte diese v.a. antisemitische Wendung nur als Veranschaulichung für den Versuch zu verstehen, für das politische Anliegen der Tierrechte Ressentiments zu mobilisieren. 


� Marcus Gassner hat in der neuesten Ausgabe der Grundrisse (2/2002) einen Artikel ebenfalls zur Organisationsfrage verfasst, der den Leninismus anhand der Parteifrage ordentlich zerzaust. Hier ein Schmankerlzitat: "1904 schrieb Trotzki in Bezug auf Lenins "Was tun?", dass eine Theorie, die darauf abzielt, die Ausführung der wichtigsten Aufgaben der Revolution vom Proletariat auf die Partei zu übertragen, darauf hinausläuft, dass die Partei durch das Zentralkomitee, das Zentralkomitee durch das Polbüro und das Polbüro durch den Generalsekretär ersetzt wird. Dies wäre schließlich die Ersetzung des revolutionären Subjekts durch eine einzige Person. – Dies ist der Leninismus in der Organisationsfrage, auch wenn Trotzki diese Einsicht später wieder verwarf. (...) Überspitzt formuliert wäre Stalin dann nicht ein Apologet, sondern die genuine Fortführung des leninschen Konzepts." Abweichend von Gassner finde ich diese Formulierung nicht überspitzt. 


� An dieser Stelle ließe sich einwerfen, dass uns die Partei neuen Typs eh nicht erspart bleibt, siehe F. Dagegen ließe sich dann argumentieren, dass die F keine Partei neuen Typs ist. Ich vertrete die Ansicht, dass das Anhängsel "neuen Typs" allenfalls deklarativen Charakter hat. Partei bleibt Partei. Sie ist eine spezifische Organisationsform des bürgerlichen Nationalstaates. Diese Organisationsform einer Parteibürokratie ist so mächtig, dass sie im Ernstfall alle "neuen Typen" einholen und vernichten wird, um letztendlich wieder irgendeine Mutation des bürgerlichen Nationalstaats zu etablieren, bei der die herrschende Parteibürokratie selbst den Nukleus des Bürgerlichen und des Nationalen bildet; siehe UdSSR. 


� Seit 1993 gibt es in Wien eine Reihe von Großkundgebungen, die stets unter dem Motto "gegen Rassismus" gestanden sind. An dieser Reihe lassen sich auch die Kräfteverschiebungen im politischen Feld "Antirassismus" nachvollziehen. Sie beginnt mit dem "Lichtermeer" (ca. 200.000 TeilnehmerInnen) am Heldenplatz 1993, einer bühnenshowunterstützten Mischung aus Festivität und Kundgebung gegen das damalige rassistische Volksbegehren der FPÖ "Österreich zuerst". Dann war lange Pause. Die regierende SPÖVP-Koalition hat in dieser Zeit des unangefochtenen moralischen Antirassismus die Forderungen des Volksbegehrens nach dem Motto "Gesetze statt Hetze" bis Ende der 90er Jahre gesetzlich umgesetzt. Nach der Nationalratswahl im Oktober 1999 formierte sich rund um die Sorge vonwegen einer Regierungsbeteiligung der FPÖ die Demokratische Offensive. Diese bunte Mischung aus SP-Vorfeld, Intellektuellen, JournalistInnen, GewerkschaftsfunktionärInnen, MigrantInnen, Grünen, Liberalen und Linken ist im Vorfeld der Großkundgebung am 12. November 1999 (ca. 40.000 TeilnehmerInnen) vor dem Parlament und an Stephansplatz heftig an der Bruchlinie zwischen politischem und moralischem Antirassismus aneinandergekracht. Auf der Kundgebung selbst wurde diese Bruchlinie dadurch sichtbar, dass die Rednerin der SPÖ Brigitte Ederer von Teilen des Publikums mit Eiern beworfen wurde. Die folgenden beiden Großkundgebungen der Demokratischen Offensive kurz vor der Regierungsbildung von FPÖ und ÖVP am 2. Februar 2000 (ca. 20.000 TeilnehmerInnen) sowie danach am 19. Februar 2000 (ca. 300.000 TeilnehmerInnen) fanden dementsprechend ohne Beteiligung des politisch antirassistischen Spektrums an der Vorbereitung statt. Erst im Zuge der weiteren Vernetzung kam es wieder zu Diskussionen zwischen VertreterInnen der Demokratischen Offensive und den politisch antirassistischen Gruppen. Eine Vermittlungsrolle spielten dabei v.a. antirassistische AktivistInnen aus dem Kunstbereich (namentlich Hito Steyerl und Gettoattack). Im Rahmen des Wiener Wahlkampfes Februar und März 2001 formierte sich rund um diese Vermittlungsposition die Wiener Wahl Partie, in der auch das politisch antirassistische Spektrum wieder vertreten war. Gemeinsam mit der Demokratischen Offensive veranstaltete die Wiener Wahl Partie dann die vorläufig letzte Großkundgebung in dieser Reihe am 16. März 2001 (6.000 TeilnehmerInnen) am Wiener Stephansplatz, die trotz der vergleichweise geringen TeilnehmerInnenzahl die größte Kundgebung im gesamten Wiener Wahlkampf war. 


� Der Slogan "Gleiche Rechte für Alle" wendet sich insbesondere auch gegen die rassistisch-protektionistische Politik der Gewerkschaften und der SPÖ. Österreich ist seit 1971 das letzte Land Europas, in dem ArbeitnehmerInnen ohne Staatsbürgerschaft kein passives Wahlrecht zum Betriebsrat genießen, wodurch MigrantInnen auch vom Aufstieg in die Gewerkschaftshierarchien ausgeschlossen werden. Von anderen Wahlrechten, Zugang zum Arbeitsmarkt, usw. ganz zu schweigen. SP und Gewerkschaften sind sich des Angriffs auf ihre Position durch diesen Slogan durchaus bewußt, weshalb sie sowohl in den Vorbereitungsplena als auch in den kundgebungsvorbereitenden Arbeitsgruppen ihren Einfluss nutzen, um den Slogan "Gleiche Rechte für Alle" zu verhindern. So ist es z.B. vor der gemeinsamen Kundgebung von Demokratischer Offensive und Wiener Wahl Partie am 16 März 2001 "passiert", dass die Layoutgruppe ein Plakat gestaltet hat, wo nicht der im Plenum beschlossene Hauptslogan draufstand, sondern der typisch moralisch-antirassistische Appell "Gesicht zeigen, Stimme erheben" geboren und in Auftrag gegeben wurde, ohne das nochmal mit dem Plenum rückzusprechen. Die darauffolgenden Konflikte hätten fast zum Bruch geführt. Umso mehr hat sich dann der Moderator der Kundgebung ins Zeug gelegt, um den als Bühnenhintergrund auf einem großen Transparent montierten Slogan "Gleiche Rechte für Alle" in den Vordergrund zu rücken. 


� Bei Kundgebung der Wiener Wahl Partie gemeinsam mit der Demokratischen Offensive am 16.03.2001 waren nicht nur die Hälfte der SprecherInnen MigrantInnen, sondern diese SprecherInnen wurden auch von den Organisationen der MigrantInnen selbst bestimmt. Um das Machtungleichgewicht zwischen den Organisierenden und den beteiligten Organisationen mal soweit zu relativieren, hat es allerdings im Vorfeld eine jahrelange teilweise sehr heftige Auseinandersetzung gebraucht. 


� Dagegen hat sich die Idee der bei Demos anwesenden NotarInnen etabliert. Da fliegende NotarInnen allerdings zuweilen hohe Kosten verursachen, wäre zu überlegen, ob beim nächsten Volksbegehren nicht Unterschriftsparties (kleines Straßenfest vor dem Bezirksamt) organisiert werden können. 


� Daher ist es nicht verwunderlich, dass es der Kampagne Österreich für Alle Gleich nicht gelungen ist, einen wesentlichen Einfluss auf das Sozialstaatsvolksbegehren zu nehmen. Es ist nicht verwunderlich, dass es zu keiner Verbindung der Forderungen nach Änderung der Bundesverfassung gekommen ist. (Artikel 1 soll gemäß Sozialstaatsvolksbegehren lauten: "Österreich ist ein Sozialstaat"; Art. 7 soll laut Österreich für Alle Gleich geändert werden in: "Alle Menschen, die in Österreich leben, sind vor dem Gesetz gleich."). Es ist nicht verwunderlich, dass es trotz Zusage nicht dazu gekommen ist, dass MigrantInnen auf den Werbebroschüren des Sozialstaatsvolksbegehrens repräsentiert sind. Es ist nicht verwunderlich, dass der bestehende Ausschluss von MigrantInnen von diversen sozialstaatlichen Leistungen nicht offensiv thematisiert wurde. Zur Kritik an dieser Form des politischen Handelns vergleiche auch Karl Reitter: Repräsentation und Multitude – ein Bericht; in grundrisse 02/2002, S. 27-29. 


� Die Entscheidung für oder gegen ein Grundeinkommen ist daher vor allen Fragen der Finanzierbarkeit eine eminent politische Frage. Durch ein ausreichend hohes Grundeinkommen wäre die ökonomische Basis für die breite Entfaltung von aktivistischen Energien gegeben. Kein Wunder, dass in dieser Frage von hegemonialer Seite nix weitergeht. 


� Das Inkommensurable, nicht in hegemonialen Formen Repräsentierbare ist zentral für die Herstellung des Politischen. "Vom Politischen können wir sprechen, wenn es einen Ort und Formen für die Begegnung von zwei heterogenen Prozessen gibt. Erstens, des polizeilichen Prozesses (d.h. der Distribution von Mächten, Positionen, Funktionen und Legitimationen im Rahmen der Hegemonie; Anm.) (...). Zweitens, des Prozesses der Gleichheit. Ich verstehe unter diesem Ausdruck eine offene Menge von Praktiken, die von der Voraussetzung der Gleichheit eines jeden sprechenden Wesens mit einem jeden anderen sprechenden Wesen und vom Bestreben, diese Voraussetzung zu verifizieren, geleitet werden" (Rancière 1997, 69). Politisch wird eine Auseinandersetzung dadurch, dass bestimmte (partikulare) Forderungen als Platzhalter für Universalität (z.B. Gleichheit, also partikulare Interessen übersteigend) erhoben werden, sodass sie sich nicht auf ein nur partikulares, verwaltbares, entpolitisiertes Problem reduzieren lassen. In der Universalisierbarkeit der partikularen Forderung liegt die politische Sprengkraft. 


� Am Beispiel der Großkundgebung der Demokratischen Offensive am 12. November 1999 ist gut zu beobachten, wie die SP ihren Einfluss geltend machen konnte: Das offene Plenum wurde von einer kleinen Koordinationsgruppe entmachtet, bei der alle Fäden und Absprachen bezüglich der notwendigen Checkereien zusammengelaufen sind, die zunehmend mehr Entscheidungen aus eigenem Gutdünken getroffen und das Plenum bis hin zur Auswahl der RednerInnen im Namen von Effizienz und Finanzierung vor großteils vollendete Tatsachen gestellt hat. Je ungenierter die Machtübernahme, desto intensiver die destruktiven Streitereien auf den Plena. Umgekehrt je weniger sich die Koordination von den Entscheidungen des Plenums abkoppelt, desto schwieriger die Beziehungen zu finanz- und mobilisierungkräftigen SP- und Gewerkschaftsgruppen, bis hin zu deren Rückzug, so wie dies vor der Kundgebung von Demokratischer Offensive und Wiener Wahl Partie am 16. März 2001 der Fall war. Warum die Vorbereitung bei diesen beiden Kundgebungen im Abstand von eineinhalb Jahren abgesehen von einem "Rückfall" bei der Plakatgestaltung so unterschiedlich gelaufen ist, lässt sich wohl auch auf die gestiegene Legitimationsmacht der rassistisch Diskriminierten zurückführen. 


� Aufgrund von Angriffen seitens Polizei und Justiz kann es dazu kommen, dass doch einmal größere Summen (v.a. für Anwaltskosten) benötigt werden. Aufgrund der diskursiven Ausstrahlung solcher sehr einfach als "ungerecht" stilisierbarer Angriffe ist die Mobilisierung mönetärer Ressourcen in solchen Fällen auch leichter möglich. Bsp. Volxtheaterkarawane, "Drogenboss" Charles Ofoedu. 


� Zum Begriff der konstituierenden Macht vgl. Hardt/Negri 2000 insb. 59, 358 und 410; Zur Unterscheidung zwischen konstituierender und konstituierter Macht vgl. Foltin 2002, 18. 


� Auch hierin unterscheidet sich das aktivistische Netzwerk von einer Partei. Parteien sind notwendig Kaderorganisationen, in denen sich die Parteimitglieder den getroffenen Mehrheitsentscheidungen und den mehrheitlich gewählten AnführerInnen bzw. Leitungsgremien tendenziell beugen. Die politische Initiative konzentriert sich demgemäß auf die SpitzenfunktionärInnen, während die Parteimitglieder die Rolle von MultiplikatorInnen übernehmen. Gleichzeitig sind Parteien Sammelbecken für Interessen, die sich u.U. widersprechen und die Partei handlugsunfähig machen. 


� Wie sich anhand der Abspaltung der Liberalen von der FPÖ gezeigt hat, kann aus einer kurzfristigen Schwächung durch die gewonnene Klarheit der politischen Linie und die Entlastung von BremserInnen in den eigenen Reihen schon mittelfristig wieder ein Vorteil werden. 


� Was die Diskurse über Antisemitismus ganz wesentlich von jenen über Rassismus unterscheidet, ist, dass Erstere die Gruppen und Netzwerke mit linkem Anspruch spaltet. Dies zeigt sich deutlich an den Diskussionen in mehreren indymedia centers v.a. in Mitteleuropa sowie auch im widerst@nd-MUND (siehe http://www.no-racism.net/MUND). 


� Hier ein Hinweis auf Barbara Cruikshank, die in "The will to empower" die unreflektierte Verwendung des Empowerment-Begriffes problematisiert. Der Wille zum Empowerment produziert einen Diskurs, der insbesondere von AktivistInnen, OrganisatorInnen, ErwachsenenbildnerInnen und SozialwissenschaftlerInnen getragen wird. Empowerment-Aktivitäten sind darauf ausgerichtet, dass "soziale Problemgruppen" dazu übergehen, ihre sozialen Probleme selbst zu lösen. Der Empowerment-Gedanke geht von einem prinzipiellen Mangel aus und mündet oft in Selbsthilfe, die als Form der Selbst-Technik eine Regierungstechnik ist und die empowerten Subjekte zu aktiven, sich selbst regierenden BürgerInnen macht, also letztlich freiwillige Arbeit für die bestehende Ordnung rekrutiert. Auch ein Empowerment-Begriff, der auf Konfrontation mit der hegemonialen Ordnung und auf deren Überschreitung abzielt, muss sich der Problematik dieses Ansatzes bewußt sein. 


� Nachzulesen bei Trotzki: Das organisatorische Rückgrat der russischen Revolution 1917 und die realen Zentren der Macht waren die Sowjets, d.h. die selbstorganisierten Plena der Soldaten, ArbeiterInnen und BäuerInnen, in denen von Februar bis Oktober langsam die Kader der bolschewistischen Partei die führende Rolle einnehmen konnten. 


� Wie Heike Walk (2000, 217ff) herausarbeitet, tragen Bündnisse von NGOs und politischen Gruppen tendenziell zu einer Reduktion der Radikalität bei. In ihrer Beschreibung der Vernetzungsaktivitäten rund um den Klimagipfel in Berlin 1995 problematisiert sie die "Doppelstrategie von NGO-Netzwerken" als gefährliche Gratwanderung zwischen Lobbying und "Basisarbeit", wobei NGOs leicht in eine "Allianzfalle" tappen können. Im Politikfeld Antirassismus gibt es immer wieder harte Auseinandersetzungen im Kreis der AktivistInnen, wenn es um Fragen der Unabhängigkeit versus "taktische Allianzen" insbesondere mit Parteien geht. In manchen Teilen des Netzwerkes hat sich jedoch die Erkenntnis durchgesetzt, dass Lobbying und Aktionismus parallel von verschiedenen (im Rahmen des Netzwerkes kommunizierenden) Gruppen durchgeführt werden können und dass sich diese Aktionsformen sinnvoll ergänzen und verstärken können. Die Stärke der Vernetzung liegt hier gerade darin, dass die Gruppen formell getrennt auftreten. Darin liegt auch ein wesentlicher Unterschied zwischen den Organisationsmodellen Netzwerk und Dachverband. 


� Das Lichtermeer (Großkundgebung mit Konzert am 23. Jänner 1993 mit ca. 200.000 kerzentragenden TeilnehmerInnen) markiert das Waterloo des parallel mit der FPÖ aufsteigenden Antirassismus in Österreich. Aus Anlass des bevorstehenden Volksbegehrens "Österreich zuerst" zur Verschräfung des Fremdenrechts wurde Rassismus fortan allein der dieses Volksbegehren initiierenden FPÖ und Jörg Haider zugeschrieben. Auf Basis des damals im Mainstream installierten Diskurses des moralischen Antirassismus ("Gesetze statt Hetze") wurde die sozialdemokratisch-konservative Koalition relativ immun gegen den Rassismusvorwurf, was nicht nur zu einer Verschärfung des Fremdenrechts sondern auch zu einer spürbaren Nicht-Subventionierung im Antirassismusbereich geführt hat. 





